


Tunesien: Die Bevölkerung verjagt ihren Diktator 


Das Ende des Diktators Ben Ali in Tu- 
nesien ist in erster Linie ein Sieg der 
Arbeitenden, der Arbeitslosen, der Ju- 
gend, der einfachen Bevölkerung Tune- 
siens, die seit einem Monat auf der 
Straße ist. Ausgelöst wurde die Bewe- 
gung durch einen jungen Straßenhänd- 
ler, der sich aus Protest gegen die U- 
bergriffe der Polizei selbst anzündete. 
Von der kleinen Stadt aus haben sich 
die Demonstrationen dann immer wei- 
ter ausgebreitet. Demonstrationen ge- 
gen die Arbeitslosigkeit und das Elend, 
unter denen die Mehrheit der Bevölke- 
rung leidet, und gegen ein Regime, das 
keine andere Antwort kennt als Gewalt 
und Unterdrückung. 


Der Diktator 
schien allmächtig 


Trotz der brutalen Gewalt der Polizei zu 
und der zahlreichen Toten und Verletz- p 
ten hat die Entschlossenheit der De- & 


keine andere Wahl als die Flucht. 

23 Jahre lang hatte er sich mithilfe ei- 
nes enormen, gefürchteten Polizeiap- 
parats und mit der Unterstützung der 
westlichen Großmächte an der Macht 
gehalten. Er schien unantastbar — und 
nun ist er weg. Die einfache Bevölke- 
rung hat gezeigt, dass sie Alles um- 
stürzen kann, wenn sie sich massen- 
haft dazu entschließt, das Unerträgliche 
nicht mehr länger zu ertragen. 


Dennoch, was seit der Flucht Ben Alis 
am 14. Januar passiert, zeigt auch, 
dass noch längst nicht Alles gewonnen 
ist: Bewaffnete Anhänger des ehemali- 
gen Diktators treiben weiter ihr Unwe- 
sen. Die Armee stellt sich als Schutz 








gegen diese Gruppen dar, aber sie 
kontrolliert auch direkt die Städte, will 
einen großen Teil der Macht ausüben 
und hindert die Bevölkerung daran, mit 
den Günstlingen der Diktatur abzurech- 
nen, die das Land seit Jahren ausplün- 
dern. 

Und die Regierung ist weiterhin in der 
Hand der Männer, die noch vor weni- 
gen Tagen treue Diener Ben Alis wa- 
ren. Offensichtlich wollten diese Leute 
nur deshalb, dass der viel zu unbeliebt 
gewordene Diktator verschwindet, um 
so vielleicht den größten Teil ihrer 
Macht und die Herrschaft der privile- 
gierten Klassen retten zu können. 
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Die erfolgreichen Kämpfe in Tunesien haben 
auch vielen Menschen der Nachbarländer, 


in Algerien, Jordanien, dem Jemen, 


Mut und Kraft gegeben, gegen Armut und 


Unterdrückung auf die Straße zu gehen. 








Doch die Arbeitenden, die Arbeitslosen, 
die jungen Leute dürfen sich nicht ge- 
opfert haben, dürfen nicht ihr Blut dafür 
vergossen haben, dass einzig die Fas- 
sade der Herrschaft geändert wird. Sie 
haben sich mit klaren Zielen erhoben: 
Sie wollen Schluss machen mit der Un- 
freiheit, und vor allem mit der Arbeitslo- 
sigkeit, der Armut, den Ungleichheiten, 


der Ungerechtigkeit, der Ausbeutung 
und der Korruption. 

Heute demonstrieren sie weiter, organi- 
sieren und bewaffnen sich, um den An- 
hängern des ehemaligen Diktators ent- 
gegen zu treten. Und in der Tat, um die 
Erfüllung ihrer Forderungen zu errei- 
chen, können sie sich nicht auf die 
Männer verlassen, die gestern noch mit 
Ben Ali regiert haben, auch wenn sie 
heute Demokratie versprechen. Sie 
können nur auf ihre eigenen Kräfte ver- 
trauen, auf die Fähigkeit der Arbeiter 
und der Bevölkerung, sich zu organisie- 
ren und ihre Rechte durchzusetzen. 


__ Man hat schon häufiger Diktatoren wie 
Ben Ali stürzen sehen, die dann von 
Janderen Regimes ersetzt wurden, die 


kaum besser waren. Damit der Sturz 


r des Diktators zu einer wirklichen gesell- 
schaftlichen Veränderung führt, wird 


die arbeitende Bevölkerung noch 
kämpfen müssen. Doch sie hat eben 
erst im Kampf gegen Ben Ali gezeigt, 
dass sie dafür die Kraft haben kann. 


Ein Beispiel für alle 


Die Herrschenden in Tunesien, in den 
Nachbarländern und auch bei uns 
möchten, dass genau dies nicht ge- 
schieht. Sie möchten, dass die Mobili- 
sierung der Massen in Tunesien 
schnellstmöglich aufhört, dass wie- 
der „Ruhe und Ordnung‘ einkehrt. 
Denn Armut, Arbeitslosigkeit und Un- 
terdrückung sind keine Besonderheit 
von Tunesien. Diese unmenschliche 
Diktatur der Reichen, der Kapitalisten 
herrscht, mehr oder weniger offen, Ü- 
berall. Und auch der entschlossene, 
solidarische Kampf dagegen, den uns 
unsere Brüder und Schwestern in Tu- 
nesien so beispielhaft vorleben, kann 
Grenzen überschreiten. 





Armut, Tod und Diktatur: Das ist K...apitalismus 


Da schrieb Gesine Lötzsch, die Vorsit- 
zende der Linkspartei, in einem Halb- 
satz über mögliche „Wege zum Kom- 
munismus‘“... und schon schienen die 
Politiker aller großer Parteien von hys- 
terischen Panikattacken überfallen zu 
werden. Wie könne man es wagen, 
schrieen sie aufgeregt, dieses „böse 
K-Wort“ noch in den Mund zu neh- 
men, das so viel Elend, Diktatur und 
Mord über die Menschheit gebracht 
habe? 


Und das kommt von Politikern, die ein 
anderes „K-Wort“ verteidigen, das Ü- 
berall Elend und Schrecken verbreitet, 
und zwar in einem Ausmaß wie nie 
zuvor in der Geschichte der Mensch- 
heit: Kapitalismus. 


Im „normalen Alltag“ ihrer kapitalisti- 
schen Gesellschaft verhungern jeden 
Tag (!) über 30.000 Menschen, ob- 
wohl es für alle genug zu essen gäbe. 
Zehntausende sterben täglich an ein- 
fachsten Krankheiten wie Durchfall, 
weil die Konzerne mit Kläranlagen und 
Medikamenten für Arme nicht genug 
Profit machen, dafür aber mit Waffen: 
Hunderttausende werden jeden Tag in 
blutigen Kriegen für Profitinteressen 
verstümmelt und ermordet, für Öl, Dia- 
manten, Einflussgebiete... 


Und selbst in den reichsten Ländern 
wachsen Ausbeutung und Armut der 
arbeitenden Klasse. 

Hier erleben wir zwar derzeit keine 
brutalen, offenen Diktaturen, wie sie 
der Kapitalismus in den meisten Län- 
dern Afrikas und Asiens hervorbringt. 
Aber kann man wirklich von Demokra- 
tie sprechen, wenn eine Handvoll Bos- 
se von Banken und großen Firmen 
über alles Wichtige entscheidet? Dar- 
über, ob wir Arbeit haben, wie viel wir 
verdienen, was wir essen, wie wir le- 
ben können... 


Sie besitzen das Geld, die Konzerne, 
die Banken und bestimmen damit un- 
ser Leben und auch die Politik. Wir 
dürfen zwar „demokratisch“ unsere 
Meinung sagen, aber Wirtschaftsbos- 
se und Politiker machen trotzdem, 
was sie wollen. 


Übrigens war die erste Reaktion des 
CSU-Vorsitzenden auf die Kommunis- 
mus-Äußerung von Gesine Lötzsch, 
man solle doch mal über ein Verbot 
der Linkspartei nachdenken... So viel 
zu ihrer Demokratie. 


Ja, für diese Leute ist es unerträglich, 
wenn man vom Kommunismus auch 
nur spricht. Das sollte uns zu denken 
geben. 

In seiner heutigen Krise zeigt der Ka- 
pitallsmus deutlicher denn je, dass er 
vollkommen unfähig ist, der großen 
Mehrheit etwas anderes zu bieten als 
Krisen, Schulden, Armut und Krieg. 
Deswegen fürchten die Herrschenden, 
dass wir wieder anfangen könnten, 
über Alternativen nachzudenken. 


Sie fürchten dabei nicht die Linkspar- 
tei, die nicht den Kommunismus an- 
strebt, sondern eine gemeinsame Re- 
gierung mit der SPD - was Ernst, Gysi 
und Lafontaine auch sofort beteuert 
haben. Ihr Problem sind auch nicht 
Regime wie Nordkorea oder die DDR, 
die das Wort Kommunismus nur für 
ihre Diktaturen missbraucht haben. 


Sie wollen verhindern, dass die arbei- 
tende Bevölkerung wieder an die revo- 
lutionäre Arbeiterbewegung und ihrer 
Perspektive des Kommunismus an- 
Knüpft, für die auch in Deutschland bis 
in die 1920er Jahre Millionen Arbeiter 
gekämpft haben: 

Für eine Gesellschaft, die nicht nach 
Profit produziert, sondern nach den 
Bedürfnissen aller Menschen. In der 
kein Mensch Angst um seine Existenz 
haben muss, weil jeder Arbeit und ge- 
nügend Freizeit hat. In der dafür die 
wichtigen Wirtschaftsbereiche in ge- 
sellschaftlicher Hand sind und die Ar- 
beitenden selber und demokratisch 
über den von ihr produzierten Reich- 
tum, über die Organisation ihrer Be- 
triebe, ihrer Wohnviertel und der ge- 
samten Gesellschaft entscheiden. 


Und auch wenn uns das heute so 
schwer erreichbar scheint: Die hysteri- 
sche Reaktion der Herrschenden 
zeigt, dass der Kommunismus für sie 
ein ernsthafter Gegner ist und viel- 
leicht gar nicht soweit entfernt... 


Wie die Wirtschaftskrise 
hilft, einen Diktator 
zu stürzen 


Die steigenden Nahrungsmittelpreise 
sind ein entscheidender Grund für die 
wachsende Wut, Verzweiflung und für 
die Proteste der Menschen in Tune- 
sien, Algerien und vielen anderen 
Ländern. Innerhalb weniger Monate 
stiegen die Preise für Weizen, Mais, 
Zucker um 40, 50, 60%... und zwar 
nur, weil an der Börse auf die Lebens- 
mittel spekuliert wird! 


Die Verursacher der explodierenden 
Preise sind dieselben Spekulanten, all 
die Reichen, Banken und großen Fir- 
men, die auch die heftige Finanzkrise 
von 2008, 2009 ausgelöst haben. Da- 
mals haben alle großen Staaten viele 
Milliarden an öffentlichen Geldern 
ausgegeben, um die Vermögen der 
Spekulanten zu retten. Und die haben 
nun nichts Besseres zu tun, als mit 
diesem Geld weiter zu spekulieren 
und arme Bevölkerungen an den 
Rand der Hungersnot zu treiben. 

Doch mit ihrer Gier und ihren skrupel- 


losen Spekulationen treiben sie die 
Menschen auch zur Revolte. Und Tu- 
nesien hat gezeigt, dass es dann 
durchaus möglich ist, die Reichen und 
Mächtigen zu verjagen. 








Hinter dem Winterchaos, die Folgen jahrelanger Sparmaßnahmen 


Es war kalt... und schon kamen wo- 
chenlang viele Bahnen nicht oder mit 
großer Verspätung. Denn ständig gin- 
gen Züge kaputt, waren Weichen ein- 
gefroren oder die Gleise durch umge- 
fallene Bäume, Schnee oder liegen 
gebliebene Züge blockiert. In ihnen 


dem Öffentlichen Nahverkehr die jah- 
relangen Einsparungen nicht mehr auf- 
fangen. Es waren viel zu wenig Leute 
und Mittel da, um auch nur einen 
Großteil der Bus- und Bahnhaltestel- 
len, Gehwege und Straßen frei zu räu- 
men. 





saßen Fahrgäste teilweise stun- =” _ 
denlang, bei frostigen Temperatu- ig 


ren und defekten Toiletten fest. 


lein die Folgen der Kälte sind, | 
sondern viel mehr der jahrelangen 
massiven Sparmaßnahmen: An 
die 200.000 Arbeitsplätze wurden 
in den letzten 16 Jahren bei der Kf - 
Deutschen Bahn vernichtet. E 
Und so fehlen nun Zeit und Leute 
für die technischen Kontrollen und 









se Situation verschärft. Doch sie ha- 
ben sich seit Jahren dafür entschie- 
den, jeden Cent, den sie können, hier 
einzusparen und das Geld den großen 
Unternehmen und Banken zu schen- 
ken. 
Und seit der Finanzkrise 2008 machen 
5 sie dies in noch viel größerem Aus- 
0 maß: Rekord-Schulden hat die Re- 


Industrie durch die Krise zu bringen 
und ihnen heute wieder Rekordge- 
_|winne zu bescheren. Um diese 
Schulden zu bezahlen, soll nun der 


a 2 = Öffentliche Dienst noch weiter ka- 
7 putt gespart werden. Schon steht 


=#| das Land NRW unter Beschuss, 
weil es angesichts der Rekord- 
schulden „zu wenig“ spare! Wenn 
das so weiter geht, wie sehen dann 
die Zustände in 10 Jahren aus? 








Reparaturen der Züge, der Glei- DZ 
se, der Weichenheizungen... Es fehlen 
die Leute, um notfalls schnell einen 
Ersatz-Lokführer einzusetzen, um zÜ- 
gig Hindernisse von Schienen zu räu- 
men oder Fahrgäste zu evakuieren. 
Außerdem wurden die meisten Re- 
serve-Züge eingespart. 


Das nächste Chaos kommt 


Heute heuchelt nun die Regierung ihre 
Empörung über diese Zustände. Doch 
die Deutsche Bahn gehört zu 100% 
dem Staat. Die Regierungen selber 
haben also diese Einsparungen be- 
schlossen, die das Chaos entschei- 
dend verursacht haben - nicht nur bei 
der Deutschen Bahn. 

Während des Schnees konnte man 
auch bei den Straßendiensten und 


Trotz der jetzigen großen Reden der 
Politik sollen auch in Zukunft nirgend- 
wo Leute eingestellt werden. Damit 
aber ist das nächste Chaos vorpro- 
grammiert. 

Denn nicht nur bei Bahn und Nahver- 
kehr, auch bei Krankenhäusern, Alten- 
heimen, Kitas, im gesamten Öffentli- 
chen Dienst haben alle Regierungen in 
den vergangenen Jahren so viel Ar- 
beitsplätze und Mittel eingespart, dass 
der Betrieb nur noch dann halbwegs 
lauft, solange nichts Außergewöhnli- 
ches passiert. Es reichen eine kleinere 
Störung, besonders kalte Tage oder 
eine Großveranstaltung wie die Love- 
parade, und sie sind völlig überfordert. 


Die Politiker wissen, dass jede Spar- 
maßnahme im Öffentlichen Dienst die- 


Müllabfuhr: Arbeitsunfälle... und die Opfer werden bestraft 


Während der wochenlang verschneiten und vereisten Straßen war jeder Tag bei 
der Müllabfuhr ein echter Kraftakt. 8 Stunden lang mussten die Arbeiter bei jeder 
Straße aufs Neue versuchen, ob sie mit den großen, schweren Müllwagen hinein- 
und herauskommen. Ein Wagen im Essener Süden kam dermaßen ins Schleu- 
dern, dass der Kollege auf dem Trittbrett nur knapp einem schweren Arbeitsunfall 


entkam. 


Natürlich gab es keine Entlastung für die Kollegen, keine kürzeren Schichten für 
die Fahrer. Im Gegenteil, wenn einer bei der Arbeit einen Unfall hat, dem wird so- 
gar Lohn abgezogen, und zwar 8-10 Euro pro Krankheitstag. Die Kollegen also, 
die einen Arbeitsunfall erleiden und dafür schon mit ihrer Gesundheit bezahlen, 
werden noch mit Lohnabzügen bestraft! 

Eine solche Verachtung für die Arbeiter, die gehört bestraft. 





Für die arbeitende Bevölkerung ist da- 
mit die Krise nicht vorbei. Nein, sie 
wird schlimmer — und zwar bis zu dem 
Tag, an dem den Arbeitenden mas- 
senhaft der Kragen platzt und sie er- 
zwingen, dass Banken und Konzerne 
einen Teil des gigantischen Vermö- 
gens herausrücken, das sie seit Jah- 
ren aus die Arbeitenden herausge- 
presst haben. Damit nämlich könnten 
problemlos die Schulden und die vie- 
len so nötigen Arbeitsplätze und An- 
schaffungen in all den öffentlichen Ein- 
richtungen bezahlt werden... die heute 
angeblich „unbezahlbar“ sind. 


Aufschwung... 
für die Kapitalisten 


Da ist der Aufschwung, von dem sie 
so viel reden: auf den Konten der 
Chefetage der deutschen Banken und 
Konzerne. Deren Aufsichtsräte haben 
sich 2010 ihre Gehälter um unglaubli- 
che 21% erhöht! 

Für die Rettung dieser Leute hat sich 
der Staat in der Krise verschuldet, ha- 
ben Arbeiter ihren Job verloren, haben 
andere auf richtig viel Lohn verzichtet. 
Und nun stopfen sich diese Leute ihre 
Taschen voller denn je. 

Ihre Konten werden so immer voller... 
weil sich die Konten der Arbeiter im- 
mer mehr leeren! 








Wozu die Profitgier der Nahrungsmittelkonzerne führt 


Riesige Mengen an Eiern und Schwei- 
nen, mit gifiigem und krebserregen- 
dem Dioxin belastet, sind in die deut- 
schen Läden und in die halbe Welt ge- 
langt. Vergiftet hat sie die Firma Harles 
und Jentzsch aus Schleswig-Holstein. 
Sie hat systematisch Fett an Tierfutter- 
hersteller verkauft, das bis zu 100 mal 
mehr Dioxin enthielt, als erlaubt ist. 


Die Firma hätte das dioxinverseuchte 
Fett nur als Industriefett verkaufen dür- 
fen. Doch für Tierfutter lässt es sich 
doppelt so teuer verkaufen. Aus reiner 
Profitgier haben sie also wissentlich 
die Verbraucher vergiftet. 

Und keiner weiß, wie lange schon. 
Denn niemandem fiel es auf: We- 
der den Betrieben, die dieses Fett 
zu Tierfutter verarbeiteten, noch 
den Grofshändlern, noch den Land- 
wirtschaftsbetrieben, noch den 
staatlichen Lebensmittelkontrolleu- 
ren. Ganz offensichtlich also sind 
Profitgier und überall fehlende Kon- 
trollen die Ursache des Skandals. 


Und er scheint kein Einzelfall zu 
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Der reichste Deutsche: K. Albrecht, ALDI-Besitzer 


Schuld auf die Opfer abzuwälzen. Wir 
Verbraucher würden immer billigere 
Lebensmittel kaufen wollen, gesundes 
Essen aber koste Geld. Das ist von 
vorne bis hinten gelogen. 

Angefangen damit, dass das dioxinver- 
seuchte Futter ja gar nicht billig, son- 
dern teuer verkauft wurde — also gar 
nichts mit dem Preis der Lebensmittel 
zu tun hat. Und dass beim letzten Di- 
oxin-Skandal im Mai 2010 die teureren 
Bio-Eier verseucht waren. Wenn wir 
also mehr Geld für Lebensmittel aus- 
geben, kaufen wir deshalb noch keine 
gesünderen. 






Lebensmittel ausgeben kann. 


Die Täter: Nestle, Aldi, ... 


Die einzigen, die hier entscheiden, 
sind die Futter- und Lebensmittelkon- 
zerne: Nestle, Kraft, Aldi, Metro und 
Konsorten. Sie haben die Macht, über 
Produktionsbedingungen und Preise 
quasi aller Nahrungsmittel zu entschei- 
den. Sie zwingen auch den Landwirten 
möglichst niedrige Preise auf, verkau- 
fen die Ware im Supermarkt dann aber 
möglichst teuer. 

Auf diese Weise machen sie alle riesi- 
ge Milliardengewinne. Und sie haben 


‚MW keine Skrupel, jedes legale und 
= (wie beim Dioxin) illegale und ge- 


® fährliche Mittel zu nutzen, um ihre 
“ Profite weiter zu erhöhen. Nestle 


— @ will sogar den Schock vieler Men- 


schen über den Dioxin-Skandal nut- 
zen, um seine Preise zu erhöhen... 
weil höhere Preise derzeit besser 
akzeptiert würden! 


Die Profitlogik verhindert, dass das 








Die Lebensmittelkonzerne machen Milliarden- 
Gewinne — genug, um gesunde Lebensmittel zu 
produzieren... ohne die Preise zu erhöhen. 


sein. Auch viele andere Betriebe 
verkaufen wohl illegal dioxinbelas- 





ganze Wissen und die moderne 
Technik des 21. Jahrhunderts dazu 
genutzt werden, möglichst effizient 
und schonend gesunde und preis- 








tete Fette an Tierfutterhersteller. 
Nur dass sie diese Fette solange mit 
unbelastetem Fett vermischen, bis sie 
gerade unter den Grenzwerten liegen. 
Auch dann aber sind diese Fette auf 
Dauer giftig für den Menschen. 


Alles bleibt beim Alten 


Wie nach all den letzten Lebensmittel- 
Skandalen verspricht die Regierung 
nun neue Gesetze und mehr Kontrol- 
len. Doch es bleibt dabei, dass die Be- 
triebe sich selber (!) kontrollieren und 
die Ergebnisse melden sollen. Geld für 
deutlich mehr staatliche Kontrolleure 
wird es nicht geben. Und nicht einmal 
Informanten- und Kündigungsschutz 
für Beschäftigte, die den Mut besitzen 
und die Machenschaften ihrer Firma 
aufdecken. Denn die Regierung will 
weder mehr Geld für unsere Sicherheit 
ausgeben, noch will sie sich ernsthaft 
mit der mächtigen Lebensmittelindust- 
rie anlegen. 

Sie versuchen sogar, einen Teil der 


Vor allem aber ist es unverschämt, 
hier von „wollen“ zu sprechen. Eine 
Arbeiterfamilie oder alleinerziehende 
Mutter „will“ nicht möglichst günstig 
einkaufen — sie muss es. Löhne, Ren- 
ten oder HartzIV lassen selten zu, 
dass man „frei entscheidet‘, ob man 
300, 600 oder 900 Euro im Monat für 


werte Lebensmittel für alle herzu- 
stellen. Dazu braucht es eine Gesell- 
schaft, in der so lebenswichtige Sa- 
chen wie die Produktion von Lebens- 
mitteln in gesellschaftlicher Hand sind 
und nicht nach den Gesetzen des Pro- 
fits erfolgen, sondern zum Wohle und 
unter der Kontrolle der Arbeitenden 
und Verbraucher. 


Weitere 43 Milliarden für die Banken 


Fast 45 Milliarden an NEUEN, also zusätzlichen Krediten hat die Regierung im 
letzten Jahr aufgenommen. Nicht etwa, um davon irgendwelche Maßnahmen für 
die Bevölkerung zu finanzieren. Nein: 43 der 45 Milliarden braucht sie alleine da- 
für, um die Zinsen ihrer bisherigen Schulden zu bezahlen. Dieses Geld geht also 


direkt an die Banken. 


Jedes Jahr nimmt der Staat noch mehr Schulden auf, nur um die Zinsen der alten 
Schulden zahlen zu können, wodurch natürlich auch die Zinsen für diese Schul- 
den jedes Jahr wachsen. Mit dieser Schulden-Spirale ohne Ende landen immer 
größere Berge an Öffentlichen Geldern als Zinsen im Rachen der Banken... wäh- 
rend man uns am anderen Ende für die Staatsschulden bluten lässt. 





Wollen Sie uns 
erreichen? 





